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Türkei angeklagt 

Der Europäische Gerichtshof in Strasbourg befand die Türkei in 15 Fällen der Verletzung  der Menschen​rechte für schuldig. Dabei ging es im Einzelnen in 13 Fällen um das Recht auf politische Äußerung, in 9 Fällen um das Recht auf ein faires Gerichtsverfahren und in 2 Fällen um Folter und unrecht​mäßige Freiheits​beraubung. In allen Fällen waren die Opfer Kurden.
Walschützer beschossen

Norwegische Walfänger eröffneten während einer Waljagd Gewehrfeuer auf protestierende Greenpeace-Mitglie​der. Die norwegische Küsten​wache ver​haftete daraufhin 15 Natur​schützer und brachte ihr Schiff „Sirius“ auf, weigerte sich jedoch, gegen die Walfänger zu ermitteln. Die norwegische Polizei bestätigte inzwischen Einschüsse in einem Greenpeace-Schlauchboot.
Muttermilch schützt vor Übergewicht 
Nach einer Studie deutscher Wissen​schaftler sind Kinder umso besser vor Übergewicht geschützt, je länger sie durch Muttermilch ernährt wurden. Die Forschungsergebnisse, die alle weiteren Einflüsse sorgfältig berücksichtigen, zeigen, dass eine vollständige Ernäh​rung von Babys durch Muttermilch im ersten Lebensjahr am besten ist, aber bereits jedes bisschen schon nützt.
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s ist noch immer eine Schlagzeile wert, wenn sich die beiden Spitzenpolitiker Israels und Palästinas treffen  – so auch diesmal, als sich das erste Mal nach den israelischen Wahlen der neue israelische Ministerpräsident Ehud Barak und der Chef der paläs​tinensischen Autonomiebehörde Yassir Arafat trafen. Begleitet wurde dieses Treffen von großen Hoffnungen, hatte sich Barak mit seiner Frie​densbotschaft doch gegen einen nicht sehr friedens​bereiten Amts​vorgänger durchgesetzt – Aufbruch​stimmung nicht nur in Israel, sondern auch für die Palästinenser. Und die Leser der Nachrichten wurden denn auch nicht enttäuscht: Barak und Ara​fat redeten viel über „Res​pekt“ voreinander, über den „Frieden der Tapferen“, und es gab auch sonst jede Menge gegen​seitiger Sympathie​bekundungen. Was aber, so sollte man fragen, steckt nun konkret dahinter? Wie soll dieser „Frieden der Tapferen“ nun aussehen, und was will Barak tun, was sein Vorgänger nicht tun wollte?

Die grundlegende Forderung der Palästinenser bei allen jüngsten Gesprä​chen ist die sofortige Erfüllung des Wye-Abkommens, welches im letzten Jahr ein früheres Abkommen ersetzt hat, das bereits auch schon von Israel gebro​chen worden war, und welches bisher ebenfalls nicht erfüllt wurde. Brav versprach Barak, dieses Abkommen nun endlich umzusetzen, nicht aber ohne „abschließende Gespräche“ – mit of​fenem Ende natür​lich. Das selbe Bild in der Frage eines eigenen palästinen​sischen Staates. Nach dem ersten Abkommen zwischen Israel und der PLO ist der Termin dafür schon längst abgelaufen. Barak unterstützte daher auch diese Forderung der Palästinenser, verlangte dafür aber wiederum neue Verhandlungen – ein Palästinenserstaat ist damit also auch weiterhin nicht in Sicht. Was hingegen in Sicht ist, ist die weitere „Judaisierung“ der palästi​nensischen Gebiete und Ostjerusalems, dass von Palästina als Hauptstadt beansprucht wird. Zwar soll es keine neuen isra​elischen Siedlungen auf palästinensischem Gebiet geben, aber die beste​henden dürfen sich entsprechend ihrer „natür​lichen Bedürfnisse“ ausbreiten. Auch die jüdische Besiedlung Ostjerusalems wird, wenn auch mit geringerem Tempo, fort​gesetzt. Allerdings soll nun ein Drittel der dort neu gebauten Woh​nungen an Palästinenser vergeben werden. Freilich ist das kein Schritt hin zu einer palä​stinensischen Haupt​stadt, sondern zu einer Assimilation der arabi​schen Bevölkerung.

Was von der neuen Friedenspolitik der israelischen Regie​rung nach dem Treffen Barak – Arafat bleibt, ist also letztlich reine Image​pflege. Es gibt kei​nerlei konkrete Zu​kunftspläne, keinerlei bindende Ver​sprechen oder Absprachen und auch keine wesentliche Änderung der israelischen Siedlungs- und Sicher​heitspolitik. Stattdessen warnte Barak Arafat ultimativ vor dem Einsatz von Terrorismus, obwohl es in dieser Be​ziehung in den letzten Monaten in Israel ausgesprochen ruhig war. Der paläs​tinensische Terrorismus ist ein immer wieder gern von israelischen Regie​rungen gebrauchtes Argument, Frie​densvereinbarungen zu brechen – und auch Barak schärft dieses Schwert schon mal, um gegebenenfalls so argumen​tieren zu können. Es gibt also keinen Grund, auf den exzessiv zur Schau gestellten Optimismus Baraks und seiner ameri​kanischen und europä​ischen Freunde hereinzu​fallen. Für die Mehrzahl der Palästi​nenser wird sich nicht viel ändern, das steht schon heute fest, auch wenn es weitere is​raelisch-palästinensische Abkommen geben sollte, und auch wenn sich Israel tatsächlich an die eine oder andere Absprache halten sollte – so unwahrscheinlich das auch ist.
T.D.
Internationales:

Dummheit marschiert

J

edes Jahr wiederholt sich in Nord​irland dasselbe Schauspiel – und jedes Jahr wieder hofft man darauf, dass zumindest ein bisschen mehr Vernunft in die Köpfe einiger Menschen dort ein​zieht. Doch jedes Jahr wieder veran​staltet der protestantische Orange Orden mehr als 2000 Märsche verteilt über ganz Nordirland, um dem Sieg der Pro​testanten unter König William von Ora​nien über die Truppen des katholischen Königs James II. von 1690 zu gedenken – das zumindest ist der offizielle Anlass. Doch was ist das für ein Sieg, der über 300 Jahre zurückliegt, und was macht ihn heute noch so feiernswert?

Für die katholischen Nordiren jeden​falls sind diese Märsche eine ständige Erinnerung an eine historische Schmach und eine ständige Demütigung. Wer tatsächlich ein friedliches Zusammen​leben aller Nordiren wünscht, der hat keinen Grund, ständig an vergangene Kämpfe zu erinnern und ständig zu demonstrieren, wer damals der Sieger war. Dafür kann es nur einen Grund geben: den anderen, den damaligen Verlierern, den Katholiken zu zeigen, dass sie auch heute noch die Verlierer sind und sich gefälligst auch so behan​deln zu lassen haben. Das historische Geschehen ist nur der Anlass, doch das wahre Ziel des 80.000 Mitglieder zählenden Orange Ordens ist es, den Katholiken zu zeigen, wer der Stärkere ist. Deshalb ist jeder Marsch nichts mehr als eine nationalistische Provo​kation, die gar nicht erst den Gedanken an eine Aussöhnung aufkommen lassen soll. Dass unter diesen Bedingungen kein dauerhafter Frieden in Nordirland ein​ziehen kann, ist da wohl klar.

Besonders beleidigend für die katholischen Nordiren ist es, dass der Orden darauf besteht, auch durch katho​lische Stadtviertel zu ziehen. Seit 1995 lassen sie sich das nun nicht mehr gefallen und versuchen, die Märsche durch ihre Gebiete zu blockieren. Be​sondere traurige Berühmtheit hat dabei die Garvaghy Road im kleinen Städt​chen Portadown erlangt. Mit dem Marsch durch Portadown wird jedes Jahr die Marschsaison eröffnet, deshalb konzentrieren sich hier die Bemühungen sowohl der Marschierer als auch der Blockierer – mit der Folge, dass es immer wieder Verletzte und sogar Tote gab. Dieses Jahr blieb es in Portadown allerdings zuerst relativ ruhig, denn der Orange Orden hatte diesmal dazu aufgerufen, sich den Anweisungen der Polizei zu fügen und nicht zu versuchen, mit Gewalt in das katholische Viertel einzudringen. Diese Maßnahme zur Imagepflege verhinderte so zwar das Gröbste, aber die aufgeputschten faschistischen Anhänger des Orange Ordens ließen sich nicht davon abhalten, ein bisschen „Spaß“ zu haben, und randalierten nach dem Ende des offiziellen Marsches trotzdem. Der Orden kann sich nun natürlich im Licht der Unschuld sonnen, doch wer die Menschen aufhetzt, der weiß natürlich, wozu dass führt, auch wenn er sich offiziell davon distanziert – von Un​schuld kann also keine Rede sein.

Die Protestanten provozieren auch dieses Jahr wieder fleißig – da ist es schon erstaunlich, dass sich die Katho​liken nicht mehr so stark provozieren lassen wie früher, sondern sich immer stärker auf die Seite der Vernunft stellen. So wird immer deutlicher, wo die eigentlichen Ursachen des Nordir​landkonfliktes liegen und wer die wirk​lich Schuldigen sind. Zwar wird immer von Protestanten und von Katholiken geredet, aber der Nordirlandkonflikt ist natürlich kein Religionsstreit. Sicher zieht sich die Haupttrennlinie zwischen den politischen Lagern entlang der Religionszugehörigkeit, aber wäre das das Entscheidende, müsste man sich beispielsweise sehr über die nicht wenigen „protestantischen Katholiken“ in Nordirland wundern.

Genaugenommen gibt es auch nicht nur zwei politische Hauptlager in diesem Konflikt, sondern drei. Auf der einen Seite stehen die faschistischen britisch-nationalistischen Unionisten, die geradezu fanatisch auf der Zuge​hörigkeit Nordirlands zu Großbritannien bestehen. Sie sind in mittelalterlich anmutenden Strukturen wie dem Orange Orden mit deutlicher klerikaler Ausrich​tung organisiert. Ihren Anspruch leiten sie historisch ab, obwohl sie fast aus​schließlich Nachkommen britischer Ein​wanderer sind, historisch gesehen also gar kein Recht haben, über Irland zu entscheiden.

Die Gegenseite im Konflikt bilden die demokratischen irisch-nationalis​tischen Republikaner, die schon seit langem unter der Losung „Irland den Iren“ für ein einheitliches, freies und demokratisches Irland und gegen die britische Okkupation kämpfen und den Anschluss an die Republik Irland an​streben. Allerdings hat mit der An​näherung der politischen und ökono​mischen Systeme Großbritanniens und der Republik Irland die Staatszuge​hörigkeit stark an Bedeutung verloren, so dass es zunehmend weniger sinnvoll erscheint, für irisch-nationalistische oder republikanische Ziele zu kämpfen.

Dass es noch eine dritte Kraft in Nordirland gibt, wird durch die Be​zeichnung der Kampfparteien als Katho​liken und Protestanten oft verwischt. Dabei nimmt gerade die Zahl derjenigen Menschen immer mehr zu, die erkannt haben, dass ein Streit über Religion oder Staatszugehörigkeit nicht wichtig genug ist, sich deshalb gegenseitig zu hassen, zu bekämpfen und zu töten. Immer mehr Menschen begreifen, dass ihre sozial​ökonomische Stellung nicht von der Zugehörigkeit zu Großbritannien oder Irland abhängt. Arbeitslosigkeit, Armut und Ausbeutung gibt es hier wie dort – oder von der Seite der Reichen her gesehen – Möglichkeiten, Geld zu ver​dienen, gibt es hier wie dort. Immer mehr Menschen begreifen, dass die Religionszugehörigkeit, in die man hineingeboren wird, nichts über die menschlichen Qualitäten und die Moral eines Menschen aussagt, auf die es doch allein ankommt. Diese dritte Seite im Nordirlandkonflikt ist die Seite der Vernunft und der Gemeinschaftlichkeit, etwas, was den Fanatikern auf beiden Seiten nicht gefällt. Nicht umsonst waren es gerade die friedlichen Men​schen, die in den vergangenen Jahren immer wieder Opfer nationalistischer Gewalt wurden: katholisch-protestan​tisch gemischte Freundschaften und Ehe​paare, die als „Verräter“ zu sterben hatten.

Viele Menschen im katholischen Lager müssen noch lernen, dass die Staatszugehörigkeit zu Großbritannien oder Irland ziemlich bedeutungslos ist. Freiheit ist keine Frage des Passes, sondern eine Frage der Gerechtigkeit – und die kann es in einer Ausbeuter​gesellschaft nicht geben. Und viele Menschen im protestantischen Lager müssen noch lernen, dass Menschen anderer Religion oder Nationalität ebenso wertvoll sind, wie sie selbst, sonst kann es keine Gerechtigkeit geben und die Ausbeuter können das zerstrittene Land weiterhin leicht be​herrschen. Gemeinsam gegen Ungerech​tigkeit, Gewalt und Ausbeutung – das und nur das kann eine friedliche Zukunft für Nordirland bringen.
T.D.
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Der Fall Kosovo macht Schule

D

ie Gefahr eines 3. Weltkrieges schien für viele nach Ende des Kalten Krieg vorüber, eine neue fried​liche Zukunft zum Greifen nahe. Nimmt man jedoch die diversen Kriege, die in den 90er Jahren in Europa wüteten, wird schnell klar, dass es mit dem neuen Frieden nicht weit her ist. Besonders der Kosovo-Krieg zeigte deutlich, wie nah am Abgrund die Welt immer noch steht – und auch, wer daran schuld ist. Durch den Kriegskurs der NATO hat sich der Konflikt mit Russland erheblich ver​schärft. Inzwischen gibt es fern vom nun „befriedeten“ Kriegsschauplatz bereits erste militärische Auswirkungen auf die Weltsicherheit.

Am 25. Juni kam es nahe Island und Norwegen zu einem gefährlichen Auf​einandertreffen russischer strategischer Atombomber mit amerikanischen und norwegischen Abfangjägern. Zwar gab es keine Kämpfe, aber trotz​dem wird vom ernstesten Zwischenfall seit Ende des Kalten Krieges gesprochen. Wie ernst die mili​tärischen Spannungen zwi​schen Russ​land und der NATO inzwi​schen sind, zeigt sich daran, dass dieser Zwischen​fall Teil der größten militäri​schen Übung Russlands in diesem Jahr​zehnt ist, an dem auch Atom-U-Boote, Schiffe, und Trup​pen in einer Stärke von 10.000 Mann teilnahmen – bezeich​nender Codename: „West 99“. Erstmals seit Ende des Kalten Krieges drangen russische Mili​tärflugzeuge in den NATO-Verteidi​gungsraum ein und tes​teten die NATO-Luftabwehr. Auch der Abschuss von atomaren Langstrecken​raketen wurde geübt.

Russland ist zur Zeit politisch sehr schwach, keine Frage. Den Angriffen gegen seine Verbündeten ‘Iraq und Ju​goslawi​en musste es mehr oder weniger tatenlos zusehen oder letztlich sogar zu​stimmen. Aber das sollte nicht über die Gefahren hinweg täu​schen, denn gerade diese Schwäche ist es, die viele Russen beleidigt und deshalb Russland dazu bringen könnte, zur eigenen Aufwertung die einzige Stärke zu benutzen, die es noch besitzt: seine Atomstreitmacht. Der Konfrontationskurs der NATO hat dazu geführt, dass Russland die NATO, berechtigterweise, als Bedrohung an​sieht. Im Ergebnis dessen sind wir heute wieder so nah an einem großen Krieg, wie schon lange nicht mehr.
T.D.

N

ach mehr als zwei Monaten sind die Kämpfe in den Bergen Kash​mirs im indisch-pakistanischen Grenz​gebiet nun endlich beendet. Die Pakista​ner und ihre Verbündeten räumen letzte noch besetzte indische Gebiete, und erstmals seit Wochen gibt es in Kashmir kein pakistanisches Artilleriefeuer mehr. Der „unwichtige Krieg“, für den sich zumin​dest in Europa kaum einer inte​ressierte, kostete auf indischer Seite mehr als 300 Menschen das Leben, die Pakistaner verloren mehr als 600 und die Rebellen mehr als 100 Mann. Und das letztlich für nichts, denn das Ergeb​nis ist der gleiche Zustand wie vorher. Angesichts des Kräfteverhältnisses in der Region ist es auch nicht verwunder​lich, dass Indien diesen Krieg gewonnen und die Invasoren vernichtend geschla​gen hat. Wozu also hat Pakistan dann ein von vornherein zum Scheitern verur​teiltes Unternehmen gestartet?

Noch etwas anderes ist merkwürdig an diesem Krieg, der offiziell gar keiner war. Indien und Pakistan sind Atom​mächte – und wenn es zwischen Atom​mächten zum Krieg kommt, dann müss​te das eigentlich international entspre​chende Besorgnis erregen. Aber EU und USA interessierten sich kaum dafür. Außer ein paar diplomatischen Initiati​ven war von dort nichts zu hören. Wenn es um nationale Minderheiten in euro​amerikanischen Interessengebieten wie ‘Iraq oder Jugoslawien geht, sind USA und EU immer schnell dabei, sich zu empören und mit Krieg zu drohen. We​gen des Kosovo wird deshalb sogar mo​natelang gebombt, in Sachen Kaschmir tut man hingegen nichts. Ihren Krieg (!) gegen Jugoslawien hat die NATO damit begründet, dort für Frieden (!) sorgen zu müssen. Hängt der „Friedenseinsatz“ des Westens etwa davon ab, wie groß der Gegner ist? Waren Jugoslawien und ‘Iraq klein genug, dass man ihnen seine Vorstellungen aufbomben konnte? Oder sind die verschwendeten Menschenle​ben von Asiaten weniger wert als die von Europäern? Der Krieg gegen Jugo​slawien hat gezeigt, dass der NATO Menschenleben in jedem Falle nichts wert sind, es ist also eher so, dass Kashmir strategisch und ökonomisch zu uninteressant für den Westen ist – deshalb ist man um den Frieden dort auch nicht so „besorgt“, wie anderswo.

Natürlich ist die Frage, wieso die NATO in Kashmir nicht „friedens​stiftend“ eingeschritten ist, nicht nur berechtigt, sondern auch gefährlich, denn genau darum ging dieser Krieg. Von Anfang an stellte Pakistan den Einmarsch nach Indien als Kampf kash​mirischer Rebellen gegen die indische Fremdherrschaft dar und bestritt, eigene Truppen eingesetzt zu haben. Die Paral​lele zur UCK und Albanien im Kosovo ist unverkennbar. Was Pakistan jedoch zugab, waren Artillerieduelle mit Indi​en, die – ergänzt durch Hinweise auf das Atompotential beider Staaten – die Ge​fahr eines „echten“ Krieges zwischen beiden Staaten beweisen sollten – eben​so wie im Fall Kosovo, als Albanien der NATO mit dem Argument einen weite​ren Angriffsgrund gegen Jugoslawien lieferte, die Vorgänge im Kosovo wür​den „die Lage in der Region destabili​sieren“. Die Inszenierung des Krieges gegen Indien gleicht der im Falle Jugo​slawiens aufs Haar – und das Ziel Pa​kistans bezüglich Kashmir war das glei​che, wie die Albaniens bezüglich Koso​vos: die Herauslösung Kashmirs aus dem indischen Staatsverband mit Hilfe der NATO-Militärmacht. Deshalb sagte der pakistanische Außenminister auch, die Rebellen würden sich erst zurückzie​hen, wenn die „internationale Gemein​schaft“, sprich die NATO, Anzeichen zeigt, sich mit dem Kashmir-Konflikt zu befassen, sprich zumindest politisch, besser aber militärisch zu intervenieren. Der Modellfall Kosovo sollte in Kash​mir wiederholt werden, so die Idee Pakistans. Deshalb ließ man sich dort auf ein militärisch völlig unsinniges Un​terfangen ein. Dass das Kalkül Pakistans letztlich nicht aufging, ist allein dem Desinteresse von USA und EU zu ver​danken – ein Glück für die Menschen dort, denn wie ein NATO-„Frieden“ aussieht, das weiß man ja zur Genüge.

Sicherlich wird der „unwichtige Krieg“ nicht der letzte zwischen Indien und Pakistan gewesen sein, denn schon hat der Chef der separatistischen kash​mirischen Rebellenarmee Harakat-ul Mujahedeen weitere Aktionen ange​kündigt. Aber vorerst ist der Frieden dort wieder hergestellt. Und auch wenn es neue kleinere Grenzkämpfe im Süden Jammus gibt, so kann man in Indien und Pakistan doch froh sein, wieder einmal an einer Katastrophe vorbeigeschlittert zu sein. Ein atomarer Krieg wurde vermieden, und die NATO ist auch nicht im Land – ein Erfolg nicht nur für die indische Regierung, sondern auch für die in Indien und speziell in Kashmir, aber auch für die in Pakistan lebenden friedlichen Menschen.
T.D.

Gesellschaft:

6 Milliarden Menschen 

E

s war schon lange vorausgesagt worden und war deshalb auch keine Überraschung: seit Juli 1999 gibt es nun sechs Milliarden Menschen auf unserer Erde. Für viele war das aber trotzdem Grund genug, zumindest für kurze Zeit wieder einmal die Übervölkerungs​debatte neu aufzurollen.

[image: image5.wmf]Sechs Milliarden Menschen, das seien einfach zu viele für unseren Planeten, so meinen viele – und sie schütteln angesichts der Hungerkatastro​phen den Kopf. Wie können, so fragen sie, gerade die ärmsten Länder eine so hohe Geburtenrate zulassen, wo doch schon für die bereits existierenden Menschen zu wenig zum Leben vorhanden ist? Ehe man jedoch diese Frage erörtert, sollte man sich erst einmal die Frage stellen, ob tatsächlich zu wenig zum Leben da ist. Es ist schon wahr, dass es immer wieder zu Hungerkatastrophen kommt. Und ebenso wahr ist, dass die Hilfsorgani​sationen der Masse der Hungernden einfach macht​los gegenüberstehen. Das ist aber keine Frage ausrei​chender Nahrungsmittel. Allein die Produktionskapa​zität Europas und Nord​amerikas würde ausreichen, die ganze Weltbevölkerung satt zu machen. Allerdings werden in diesen Ländern lieber Nahrungsmittel ver​nichtet oder Prämien für die Stillegung von landwirt​schaftlichen Produktions​flächen gezahlt, um die Preise hoch zu halten, anstatt die Hungernden dieser Welt zu speisen. Angesichts dessen ist es schon pervers, wenn verantwortliche westliche Politi​ker den Hunger als Argument miss​brauchen, um die armen Länder zur Lösung des Problems der Übervöl​kerung zu mahnen, da sie doch selbst den Schlüssel zur Lösung des Hunger​problems in der Hand haben – oder genauer gesagt, weggeworfen haben.

Aber eigentlich ist es schon völlig ungerechtfertigt, überhaupt von einer Übervölkerung zu sprechen. Wie kann beispielsweise die flächenmäßig kleine, dafür aber dicht besiedelte Europäische Union dem viel dünner besiedelten Afrika Übervölkerung vorwerfen?. Die Hungerkatastrophen sind also offen​sichtlich keine Frage der Anzahl der Einwohner, und wenn man das Klima in Asien, Südamerika, Afrika und Aus​tralien betrachtet, kann man auch nicht die Umweltbedingungen pauschal dafür verantwortlich machen, denn danach könnten diese Gebiete mindestens noch mal sechs Milliarden Menschen er​nähren, wenn die Nahrungsproduktion sinnvoll organisiert und die Ressourcen gerecht verteilt werden würden. Der Hunger auf der Welt ist und bleibt ein sozialökonomisches Problem, nicht aber ein demographisches.

Doch trotzdem wird besonders in den reichen Ländern immer wieder der Ruf laut, den armen Ländern doch endlich nach all den anderen Segnungen westlicher Kultur nun auch die Fami​lienplanung beizubringen. Hat man da etwa Angst, bevölkerungsgestärkte arme Länder könnten in Zukunft mit wesent​lich größerem Nachdruck ihren gerech​ten Anteil am Reichtum der Welt einfordern? Die Meinungen zum Bevölke​rungsproblem sind teilwei​se schon recht beleidigend. Stammtischparolen wie etwa „Die hecken ja wie die Karnickel“ hört man immer wieder, wenn es um die teilweise recht hohen Geburtenraten und den Kinderreichtum in den ärmeren Ländern geht. Sicherlich ist die hohe Geburtenrate tatsächlich ein Problem für diese Länder, solange ihnen die reichen Länder nicht hel​fen und solange die auch dort herrschenden Ausbeutungsverhält​nisse die Lösung der sozialökonomi​schen Probleme verhindern. Doch um Lösungsmöglichkeiten zu finden, muss man sich die Frage nach den Ursachen dieser hohen Geburtenraten stellen – und auch die Frage nach der Berech​tigung des Westens, an der Bevölke​rungspolitik dieser Länder herumzu​mäkeln, ist ganz interessant, wie schon angedeutet.

Charakteristisch für die meisten betroffenen Staaten ist, dass sie durch die Kolonialpolitik Europas und später durch den amerikanisch-europäischen Neokolonialismus aus einer frühfeuda​len oder sogar noch fast urgemein​schaftlichen Lebensweise in die Zwänge der kapitalistischen Gesellschaft ge​schleudert wurden. Das brachte ökono​mische Folgen wie Massenverarmung und Arbeitslosigkeit, politische Folgen wie diktatorische Regimes und fort​gesetzte Bürgerkriege, und auch kultu​relle Folgen mit sich, da die innere Entwicklung der Kultur nicht mit der von außen aufgezwungenen sozialöko​nomischen Schritt halten konnte.

Vorkapitalistische Gesellschaftsord​nungen kennen nur eine Form der Altersvorsorge: Kinder. Wo ein gesell​schaftliches Altersvorsorgesystem fehlt, da müssen die Kinder ihre Eltern im Alter versorgen. Da ist es nur logisch zu rechnen: „viele Kinder = gutes Leben im Alter“. Das Streben nach möglichst vielen Nachkommen ist also eine historisch gewachsene Auffassung, die vor der kolonialen Überprägung der Gesellschaft ihre volle Berechtigung hatte. Auch heute noch fehlt in vielen betroffenen Ländern, besonders in Afrika, ein gesellschaftliches Altersvor​sorgesystem. Die ärmsten Länder der Erde können kaum ihre werktätige Bevölkerung versorgen, wie also sollen sie sich um die Alten kümmern? Wenn es die Gesellschaft nicht tut, dann gilt folglich für die Menschen in diesen Ländern immer noch zwingend die alte Weisheit „viele Kinder = gutes Leben im Alter“ – allerdings geht die Rechnung nicht mehr auf, da die Kinder in der halbkapitalistischen Gesellschaft nicht mehr die Möglichkeit finden, für die Versorgung ihrer Eltern zu arbeiten.

Man kann von den Menschen nicht verlangen, auf die Garanten ihrer Altersversorgung zu verzichten und sich so selbst zum Hungertod im Alter zu verurteilen – andererseits wird sich so die gesellschaftliche Lage aber immer weiter verschärfen. So produziert Armut ganz zwangsläufig neue Armut, und – so pervers es auch klingen mag – nur Kriege, Seuchen und Hungersnöte verringern den Bevölkerungsdruck kurz​zeitig und geben den Überlebenden neue Chancen. Natürlich gibt es einen Weg, diesen Teufelskreis aus Armut und Tod zu durchbrechen. Das Fortleben des Strebens nach Kinderreichtum in den ärmsten Ländern ist wesentlich ein sozialökonomisches Problem, das auch nur durch sozialökonomische Verände​rungen gelöst werden kann. Appelle oder Zwang zur Familienplanung sind hier weder gerechtfertigt, noch auch nur geeignet, und auch Nahrungsmittelhilfe in Hungergebiete verlängert letztlich nur das Leiden. Nötig ist eine komplexe Aufbauhilfe, die den Menschen in diesen Ländern die Möglichkeit verschafft, sich stabil und ohne Ausbeu​tung selbst zu versorgen, gekoppelt mit einer Bildungsoffensive, die alte Vorurteile durch wissenschaftliche Er​kenntnisse ersetzt.

Denn hier liegt das zweite Problem. Durch die koloniale Überprägung ihrer Lebensweise hatten die Menschen ein​fach keine Gelegenheit, die tief in ihrem gesellschaftlichen Selbstverständnis ver​wurzelten Vorstellung von Familie, Besitz, Kindern und Lebensführung weiterzuentwickeln. Eine solche Ent​wicklung der gesellschaftlichen Kultur ist ein sehr langwieriger Prozess, der normalerweise mit der sozialökonomi​schen Entwicklung im Gleichklang läuft, nicht aber, wenn derartig rücksichtslos in die gesellschaftliche Entwicklung eingegriffen wird, wie das die Europäer in Afrika, Asien und anderswo getan haben. Das ist der Grund dafür, wieso Lebensvorstel​lungen heute falsch sind, die noch vor ein oder zwei Generationen gut und richtig waren. Damit ist klar, wieso auch in Entwicklungsländern mit Altersvor​sorgesystem weiter an der Formel „viele Kinder = gutes Leben im Alter“ festgehalten wird, obwohl dafür kein ökonomischer Grund mehr besteht. Diese Situation kann sich nur ändern, wenn auch die Entwicklung der Kultur entsprechend der sozialökonomischen Entwicklung vorangetrieben wird.

[image: image6.wmf]Die traditionellen Auffassungen sterben nicht so schnell aus, besonders wenn man sich die katastrophale Situation des Bildungswesens klar macht. Das Bildungswesen in den reichen Ländern hat es bisher nicht geschafft, mit solchen Widersinnig​keiten wie Religion, Okkultismus und Aberglaube einerseits, Sexismus, Natio​nalismus und Rassenhass andererseits aufzuräumen und sie durch vernünftige wissen​schaftliche Auffassungen zu ersetzen. Wie also kann man als Bürger eines solchen Landes die ärmeren Länder dafür schelten, dass sie das auch nicht schaffen? Die bedenkliche Wer​tung des Kinderreichtums als Maßstab der Männlichkeit beispielsweise wird in einer männlich beherrschten Gesell​schaft solange nicht verschwinden, wie nicht andere gesellschaftliche Werte entwickelt werden – und das ist durch eine Verbesserung des Bildungswesens allein nicht zu erreichen, sondern nur durch die Änderung der gesellschaft​lichen Beziehungen. Die Durchsetzung einer echten Gleichstellung der Geschlechter ist hier der einzige Weg – ein Weg übrigens, auf dem auch die reichen Staaten Europas und Amerikas noch ein gehöriges Stück zu gehen haben.

Die Verbesserung der medizinischen Betreuung und die Impfprogramme der WHO haben zu einer erheblichen Absenkung der Kindersterblichkeit in den Entwicklungsländern geführt. Das ist trotz aller Defizite, die es hier noch gibt, eine große Leistung. Allerdings hält auch hier die kulturelle nicht mit der sozialen Entwicklung Schritt. Die kulturellen Auffassungen zum Kinder​reichtum in den betroffenen Ländern sind immer noch an einer hohen Kindersterblichkeit orientiert. Die Menschen haben noch nicht gelernt, mit den verbesserten Lebensbedingungen klar zu kommen – mit entsprechenden Folgen für die Bevölkerungsentwick​lung. Auch hier gilt wieder die gleiche Weisheit, dass es nicht reicht, als „Missionar der Zivilisation“ den „Ein​geborenen“ die „Medizin des Weißen Mannes“ zu bringen, sondern dass die Menschen in den Entwicklungsländern auch die nötige Bildung brauchen, damit umzugehen – eine Gabe, die die reichen Länder nur höchst ungern finanzieren.

Die Menschen in den Entwicklungs​ländern sind nicht unvernünftiger als in den reichen Ländern – sie sind höchstens auf andere Art unvernünftig. Europa hat ebenfalls seine Ignoranten, seine Religionen, seine traditionellen Rauschmittel, seine unmotivierten alten Vorurteile – und Europa trägt den Hauptteil der historischen Schuld an der Misere der Entwicklungsländer. Die Europäer haben also wahrlich keinen Grund zur Arroganz – doch trotzdem wird dort viel über die Menschen aus Gebieten mit hohem Bevölkerungs​wachstum geschimpft – man hält sich eben für etwas Besseres. Statt nach den Gründen des Bevölkerungswachstums zu fragen, werden anzügliche Bemer​kungen gemacht. Statt echte Hilfe zu leisten, werden Verhütungsmittel ange​boten. Das bedeutet schon fast, die Krankheit heilen zu wollen, indem man den Patienten tötet – sicherlich kein akzeptabler Weg.

Um es nochmals zu bekräftigen: Das Problem des Wachstums der Weltbe​völkerung ist ein globales sozialökono​misches Problem, das durch die Deformation der globalen sozialen und ökonomischen Beziehun​gen verursacht wurde und wird, und das durch Folgen wie Naturzerstörung und Hungerka​tastrophen in den übervölkerten und unterentwickelten Gebieten globale Folgen hat. Es kann nur dadurch gelöst werden, dass die Gesellschaft global grundlegend umgestaltet wird – nicht nur die Gesellschaft in den direkt betroffenen armen Ländern, sondern, wie schon zu Beginn gezeigt, auch und gerade in den reicheren Ländern.
T.D.

Kalenderblatt:

Asylrecht ohne Recht auf Asyl 

D

ie Bundesrepublik Deutschland wird nicht müde, sich einerseits international wie national selbst für ihre angeblich verfassungsmäßig garantier​ten Grundrechte zu loben und anderer​seits besonders uns Kommunisten und andere Kritiker des bundesdeutschen Staatssystems pauschal der Verfas​sungsfeindlichkeit zu bezichtigen. Wer jedoch in Deutschland lebt und mit einigermaßen offenen Augen durch die Welt geht, der weiß, was vom deutschen Grundgesetz mit seinen Grundrechten im konkreten Fall zu halten ist – und wer das bis dahin nicht wusste, der konnte es am 1. Juli 1993 lernen, als eine vom Deutschen Bundestag nur drei Tage zuvor beschlossene Änderung des Grundgesetzes in Kraft trat, mit der ein bis dahin zumindest formal garantiertes Grundrecht faktisch abgeschafft wurde – das Recht auf Asyl. Bis zu diesem Tag hieß es im Artikel 16, Absatz 2, Satz 2 lapidar und ohne irgendwelche Ausflüchte:

Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.

Dieses klar und eindeutig in nur ei​nem einzigen Satz definierte Grundrecht wurde nun durch eine Formulierung aus insgesamt 5 Absätzen ersetzt, die zwar weiterhin ein Recht auf Asyl behauptet, aber in der Realität die faktische Aufhe​bung dieses Rechtes bedeutet. Das Asyl​recht, das nun keines mehr ist, wird nun durch den neuen Artikel 16 a „geregelt“. Absatz 1 und 2 besagen demnach:

(1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.

(2) Auf Absatz 1 kann sich nicht berufen, wer aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften oder aus einem anderen Drittstaat einreist, in dem die Anwendung des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten sichergestellt ist. Die Staaten außerhalb der Europäischen Gemeinschaften, auf die die Voraussetzungen des Satzes 1 zutreffen, werden durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, bestimmt. In den Fällen des Satzes 1 können aufenthaltsbeendende Maßnah​men unabhängig von einem hiergegen eingelegten Rechtsbehelf vollzogen werden.

Der Absatz 2, auch als Sichere-Dritt​staaten-Regelung bezeichnet, bedeutet nichts anderes, als dass eigentlich überhaupt niemand in Deutschland Asyl erhält, der auf dem Landweg nach Deutschland einreist, denn danach ist die BRD ausschließlich von „sicheren Drittstaaten“ umgeben. Auch Flüge aus allen näher gelegenen Staaten fallen unter dieselbe Kategorie. Nur wer genug Geld hat, sich in dem Land, in dem er verfolgt wird, ein Flugticket nach Deutschland zu kaufen, und nur wer das Risiko eingeht, als politisch Verfolgter und Gesuchter einen, wie ja allgemein üblich, besonders stark überwachten Flugplatz in seinem Heimatland zu betreten, hat überhaupt eine Chance, wenigstens angehört zu werden. Wer also nicht wenigstens ein bisschen reich und ein bisschen selbstmörderisch veranlagt ist, wird nun in Deutschland gar nicht erst zur Prüfung als Asyl​berechtigter zugelassen. Damit ist das Asylrecht praktisch aufgehoben, es sei denn, man reist illegal nach Deutschland ein und verweigert die Aussage nach dem Einreiseweg. Nur dann kann die Sichere-Drittstaaten-Regelung nicht an​gewandt werden – aber damit hat der Staat die Möglichkeit, jeden Asyl​suchenden von vornherein zu krimi​nalisieren – sehr praktisch für die Propaganda und sehr praktisch für das Asylverfahren, denn Kriminalität ist eine immer wieder gern gebrauchte Begründung für die Verweigerung des Asylrechtes.

Liegt schon die Hürde für die Einreise von Asylsuchenden in die Bundesrepublik Deutschland sehr hoch, so setzt das neue Gesetz bei der Prüfung der Asylberechtigung noch eins drauf. Absatz 3 des neuen Artikels 16 a sagt dazu:

(3) Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können Staaten bestimmt werden, bei denen auf Grund der Rechtslage, der Rechtsanwendung und der allgemeinen politischen Verhältnisse gewährleistet erscheint, dass dort weder politische Verfolgung noch unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung oder Behand​lung stattfindet. Es wird vermutet, dass ein Ausländer aus einem solchen Staat nicht verfolgt wird, solange er nicht Tatsachen vorträgt, die die Annahme begründen, dass er entgegen dieser Vermutung politisch verfolgt wird.

Mal ganz abgesehen davon, dass ein Gesetz, und noch dazu ein „Grundgesetz“, hier mit zweifelhaften „Vermutungen“ agiert, statt sich an Tatsachen zu halten, lohnt es sich, mal einen Blick auf die Liste der Staaten zu werfen, in denen es demnach angeblich keine politische Verfolgung oder unmenschliche Behandlung gibt. Dort finden sich nämlich auch Staaten, in denen es bekanntermaßen, regelmäßig und exzessiv zu Menschenrechts​verletzungen kommt. Aus der Vielzahl der Beispiele sei hier nur die in dieser Hinsicht bestbekannte Türkei genannt. Die Europäische Union, deren Mitglied die BRD ja bekanntlich ist, hat die Türkei wiederholt der Verletzung von Menschenrechten und der Missachtung grund​legender rechtsstaatlicher Verfah​rens​weisen angeklagt – interessanter​weise übrigens ein Hauptargument Brüssels und auch Bonns gegen eine Mitgliedschaft der Türkei in der EU. Die Bundesregierung sieht jedoch keine solchen Menschenrechtsverletzungen, sobald es um die Asylfrage geht. Ja mehr noch, trotz zahlreicher Fälle, in denen abgeschobene Kurden sofort nach ihrer Ankunft in der Türkei verhaftet und danach beweisbar gefoltert wurden oder sogar in den türkischen Gefäng​nissen „verschwanden“, sieht die Bundesregierung keinen Asylgrund für Flüchtlinge von dort. Das sieht die neue Bundesregierung genauso wie die alte. Übrigens noch eine Anmerkung zu den Kurden: Nach Absatz 1 genießen nur politisch Verfolgte Asylrecht. Men​schen, die wegen ihrer Rasse, Natio​nalität, Religion oder ihres Geschlechtes verfolgt werden, haben ein solches Recht in Deutschland natürlich nicht – also weder die Kurden, noch beispiels​weise Frauen, die aus einem radikal​islamischen Land kommen.

Die Änderung des Grundrechtes auf Asyl vom 1. Juli 1993 ist die Fort​setzung einer langen schlechten Tradi​tion. Eigentlich wird hier nichts anderes getan, als die Formulierung des Grund​rechtes auf Asyl derjenigen der anderen Grundrechte anzupassen. Das Grundge​setz verfährt nämlich praktisch mit allen Grundrechten nach dem Muster

(1) Jeder hat das Recht …

(2) Der Staat darf dieses Recht willkürlich aufheben (indem er ein entsprechendes Gesetz macht).

Jeder Mensch mit nur ein bisschen logischem Denkvermögen sieht dabei sofort, dass ein Recht, das durch ein [image: image7.wmf] 
Lokales:
Ein Hauch von Kosovo 

Gesetz aufgehoben werden kann, kein „unveräußerliches und unverletzliches Menschenrecht“ ist, wie es das Grund​gesetz in Artikel 1, Absatz 2 behauptet. Bis 1993 war also das Recht auf Asyl das einzige im Grundgesetz verankerte Recht, das tatsächlich ein gesetzlich garantiertes Grundrecht war, auch wenn sich die staatlichen Organe und die Justiz herzlich wenig darum scherten und trotzdem fleißig „Scheinasylanten“ in ihre Heimatländer abschoben – und so in den Tod schickten oder zumindest zu Haft und Folter verurteilten. Seit dem 1. Juli 1993 ist das nun ganz legal, denn der Staat hat es sich, wieder einmal, selbst erlaubt.

Diese Grundgesetzänderung ist da​bei selbst ein klarer Bruch des Grund​gesetzes, denn Artikel 19, Absatz 2 sagt ganz eindeutig:

(2) In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet werden.

Auch hier wiederum ist es eine Frage einfachster Logik zu erkennen, dass genau das hier geschehen ist. Selbst wer die Änderung des Asylrechtes befürwortet, was wir natürlich keines​falls tun, muss doch fairerweise aner​kennen, dass der Staat hier seine eigenen Gesetze, ja sogar sein Grund​gesetz, verletzt,. Aber so fair und vernünftig sind die Befürworter des neuen Asyl(un)rechtes natürlich meist nicht, müssten sie doch dann auch zugeben, dass sie in Wirklichkeit über​haupt nichts von „unveräußerlichen und unverletzlichen Menschenrechten“ hal​ten und alles Gerede darüber nur scheinheilige Lügen sind. Das gilt natürlich auch für die damalige Oppositionspartei SPD, die der Kohl-Regierung durch ihre Zustimmung zum „Asylkompromiss“ erst die notwendige Zweidrittelmehrheit im Bundestag verschaffte. Die Garantie irgendwelcher Grundrechte ist daher von der neuen Bundesregierung ebenso wenig zu er​warten, wie von allen ihren Vorgän​gerinnen. Jeder, der berechtigte Kritik am Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland übt und Verbesserungen fordert, wird sofort zum Verfassungs​feind erklärt. Wenn jedoch den Mächti​gen in diesem Staate etwas am Grund​gesetz nicht passt, dann ist das natürlich nicht verfassungsfeindlich, dann ändern sie es einfach ganz „legal“. Das also nennt man Rechtsstaatlichkeit.
T.D.

J
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eder hat die schrecklichen Bilder im Fernsehen gesehen, explodierende Bomben, brennende Häuser, blutende, schreiende Menschen, weinende Kinder. Es ist schwer, dabei seine Gefühle im Zaum zu halten. Der Koso​vo-Krieg ist noch nicht lang vorbei und die Ein​drücke sind noch frisch – aber wenig​stens war dieser Krieg ja nicht hier, sondern weit weg …

Scenario 1: Menschen sitzen an Tischen eines Straßenlokals, unterhalten sich ausgelassen, trinken etwas. Plötz​lich ein ohrenbetäubender Knall. Ein​richtungsgegenstände fliegen durch die Luft. Fensterscheiben splittern. Blut spritzt über die Wände und den Fuß​boden. Überall lie​gen Verletzte und – Tote? Nein, Tote diesmal glück​licher​weise nicht, aber es ist ja auch so schon schlimm genug. Men​schen jammern. Groß​einsatz für Krankentrans​porte und Ärzte. Bombensplitter und Glas müssen aus vielen kleineren und größeren Wunden entfernt werden. Für ein junges Mädchen kann die ärztliche Kunst nur noch helfen, indem ihm beide Beine am​putiert werden – ein zerstörtes Leben.

Scenario 2: Ein friedlicher Sonntag​nachmittag. Plötzlich schlagen Flammen aus den Fenstern eines Kindergartens. Eine Rauchwolke macht sich über dem Ort des Geschehens breit. Die Feuer​wehr versucht zu retten, was zu retten ist. Doch das Ergebnis: verbrannte Kinderzeichnungen, zerstörtes Mobilar, durch krebserregenden Ruß vergiftetes Kinderspielzeug. Auch in der im glei​chen Gebäude untergebrachten Kinder​krippe muss fast alles weggeworfen werden: Kinderbettchen, Kinderbücher und Bastelarbeiten. Vor kurzem haben Kinder noch stolz die Krümel vom Tisch gewischt, wenn sie Tischdienst hatten, nun sind die Tische nicht mehr zu gebrauchen. Kurz vorher hat sich ein Kleines noch behaglich an seinen kleinen Teddy gekuschelt, nun ist er nur noch verrußter, verräucherter Müll.

So also sieht der Alltag des Krieges aus – doch – was hier beschrieben wur​de, das war nicht in Jugoslawien und auch nicht im Krieg. Was hier be​schrie​ben wurde, das war im Sommer in Merseburg, mitten in Deutschland! Es war schwierig, meiner zweijährigen Tochter zu erklären, warum sie nicht mehr in ihre Kinderkrippe gehen kann. Dieser Ort war für sie wie ein zweites Zuhause. Alles dort war vertraut, sie kannte genau ihren Kleiderhaken, wusste wo ihr Bettzeug ist, und konnte sich immer sicher sein, ihr Lieb​lingsspielzeug am nächsten Tag wieder​zufinden. Sicher habe ich ihr erklärt, dass böse Menschen ihre Krippe angezündet haben, und dass dort jetzt alles kaputt ist – für jeden Erwachsenen Grund genug, wieso ich sie jetzt in eine andere Krippe bringen muss. Aber die fremde Umgebung dort verkraftet sie nur schwer, muss sich wieder neu einge​wöhnen. Natürlich bin ich sehr froh, dass es nur Sachschaden gab, weil ja Sonntags niemand im Hause war. Keinem Kind ist etwas passiert, aber wenn ich in die vorwurfsvollen Kinder​augen meiner Tochter blicke, dann weiß ich, dass die Brandstifter viel mehr zerstört haben, als bloß „Dinge“.

Ein Hauch von Kosovo weht durch meine Heimatstadt. Ein Bombenan​schlag und eine Brandstiftung vermit​teln mir nicht gerade ein Gefühl der Sicherheit. Auf diese Erfahrung würde ich gern verzichten. Und deshalb bin ich nun sehr wütend. Wütend auf die Poli​zei, die über den Bandenkrieg im Rot​licht- und Kneipenmillieu Merseburgs informiert war und trotzdem nichts ge​tan hat, wütend auf die Brandstifter, die Spaß daran haben, Kindern weh zu tun, und natürlich noch viel wütender als früher auf die NATO-Bombardements und die nationalistischen Gewalttaten im Kosovo und anderswo auf der Welt. Ich möchte alle Leser aufrufen, diese meine Wut zu teilen. Man muss etwas tun, gegen die „gewöhnliche“ Krimina​lität ebenso wie gegen den politisch be​gründeten, aber durch nichts zu recht​fertigenden Terror. Und was speziell meine Heimatstadt Merseburg betrifft: Die Kindereinrichtung „Flachs und Krü​mel“ freut sich über jede Spende, sei es nun Spielzeug oder Geld (Tel. 03461/ 210652;  Spen​den​konto 3310016268, Bankleit​zahl 80050500 bei der Kreis​sparkasse Merseburg-Querfurt). Je mehr Menschen helfen, desto schneller kön​nen sich die Kinder wieder behaglich einrichten – und meiner kleinen Tochter kann ich beruhigend zuflüstern: Es wird alles wieder gut. – Ein Satz, den die Eltern manches Bombenopfers wohl leider nicht sagen können. 


Thomas Fahnert

Nationales:

Ein Denkmal, an das wir noch lange denken werden 

D

ie neue Bundeshauptstadt Berlin soll, so der Traum des abgewählten Bundeskanzlers Helmut Kohl, zu einer Metropole werden, die die neue Größe Deutschlands eindrucksvoll vor der ganzen Welt symbolisiert. Und auch die neue SPD-geführte Bundesregierung hat dieses Ziel eifrig aufgegriffen und treibt den Aufbau protziger Prestigebauten in einem Land voran, in dem es immer noch Wohnungsmangel und Obdach​losigkeit gibt und in dem Kinder​spiel​plätze immer noch recht kurz kommen.

Klassikerzitat:

„Den Kommunisten ist ferner vorgeworfen worden, sie wollten das Vaterland, die Nationalität abschaffen.

Die Arbeiter haben kein Vaterland. Man kann ihnen nicht nehmen, was sie nicht haben. Indem das Proletariat zunächst sich die politische Herrschaft erobern, sich zur nationalen Klasse erheben, sich selbst als Nation konstituieren muss, ist es selbst noch national, wenn auch keineswegs im Sinne der Bourgeoisie.

Die nationalen Absonderungen und Gegensätze der Völker verschwinden mehr und mehr schon mit der Entwicklung der Bourgeoisie, mit der Handelsfreiheit, dem Weltmarkt, der Gleichförmigkeit der industriellen Produktion und der ihr entsprechenden Lebensverhältnisse.

Die Herrschaft des Proletariats wird sie noch mehr verschwinden machen. Vereinigte Aktion, wenigstens der zivilisierten Länder, ist eine der ersten Bedingungen seiner Befreiung.

In dem Maße, wie die Exploitation (Ausbeutung – d.R.) des einen Individuums durch das andere aufgehoben wird, wird die Exploitation einer Nation durch die andere aufgehoben.

Mit dem Gegensatz der Klassen im Innern der Nation fällt die feindliche Stellung der Nationen gegeneinander.“ 

Karl Marx/Friedrich Engels: Manifest der Kommunistischen Partei (1848); (Marx Engels Werke, Dietz Verlag Berlin, 1983, Band 4, S. 479)

Allerdings gibt es da einige dunkle Flecken auf der weißen deutschen Weste, die dem deutschen Ansehen in der Welt noch immer schaden. Und des​halb nimmt die geplante neue Zentrale Ho​locaust-Gedenkstätte einen beson​deren Platz unter Berlins Großbaupro​jekten ein, deren Bau jüngst, nach fast einem Jahrzehnt Gerangel, vom Bundes​tag beschlossen wurde. Die Entschei​dung fiel letztlich zugunsten eines giganti​schen Denkmals, dass sowohl im Aus​land als auch in Deutschland selbst Anlass zu einiger Skepsis gibt. Soll hier, so fragt man sich, ein Alibi-Kultplatz geschaffen werden, an dem man sich der lästigen Pflicht des Erinnerns an began​genes Unrecht ohne große Mühe und mit „Würde“ entledigen kann, statt sich an den Orten des grausamen Gesche​hens direkt mit den Tatsachen auseinan​derzusetzen? Die Bedenken einiger weniger Abgeordneter jedenfalls, dass durch die Zentrale Gedenkstätte die we​sentlich anschaulicheren KZ-Gedenk​stätten entwertet werden könnten, wurden von der Bundestagsmehrheit einfach beiseite geschoben. Wie nah die Befürchtung an der Wahrheit liegt, diese Gedenkstätte könne eher dem Vergessen als dem Gedenken dienen, zeigt ein kurzer Blick auf die Tatsachen.

Das Denkmal ​– bestehend aus einer Vielzahl grauer Betonklötze, die im Kopf des Architekten wohl etwas bedeuten mögen, für den Besucher jedoch trotz der Namen der Ermordeten in ihrer formlosen Monumentalität eher nichtssagend sind – ist Ausdruck einer Gigantomanie, die eher für Triumph​bauten angemessen erscheint, als für das stille Gedenken. Der Umgang des offiziellen Deutschland mit der Tatsache der Judenvernichtung nimmt so immer mehr den Charakter an, als würde man sich für die „Großartigkeit“ dieser damaligen Tat insgeheim feiern. Offi​ziell wird die unpersönliche Riesigkeit der geplanten Anlage so begründet, dass es notwendig sei, die Judenvernichtung als historisch einmaligen Akt darzu​stellen – aber das ist natürlich eine Lüge, denn der faschistische deutsche Völkermord an den Juden ist historisch keinesfalls so einmalig, wie immer wieder behauptet wird. Da gab es Kreuzzüge gegen Araber, Juden, Slawen und Kelten, Mongoleneinfälle, speziell den Zug des Timur mit seinen Schädelpyramiden, Sklavenjägerexpedi​tionen gegen Schwarzafrikaner und planmäßige Indi​anermassaker – alles historische Unter​nehmungen mit dem erklärten Ziel, die Bevölkerung ganzer Gebiete auszurotten – und zwar mit Erfolg. Die ungeheuer​liche Zahl von 5 Millionen von den Deutschen zwischen 1933 und 1945 ermordeten Juden ist nur deshalb größer, weil in diesem Jahrhundert mehr Menschen auf der Erde leben und weil die zur Verfügung stehenden Waffen natürlich viel effizienter waren als früher. Gemessen an der Gesamtein​wohnerzahl liegt sie, beispielsweise verglichen mit der Ausrottung der nordamerikanischen Indianer, aber eher im historischen Mittelfeld. Völkermord liegt nun einmal in der Natur jeder Ausbeutergesell​schaft, dass haben auch nach dem 2. Weltkrieg Staaten wie Frankreich im Algerien-Krieg und die USA im Vietnam-Krieg bewiesen, in dem allein 2 Millionen Vietnamesen von der US-Armee und ihren Hand​langern ermordet wurden. Jüngste Vor​gänge dieser Art sind die Massentö​tungen von 500.000 Tutsis in Burundi und Ruanda, die planmäßigen Auslö​schungen ganzer Gebiete in Afghanistan durch die Taliban und natürlich die „ethnischen Säuberungen“ in Bosnien und im Kosovo, egal von wessen Seite man die Lage dort betrachtet.

Und selbst zu seiner Zeit war der Holocaust nichts Einmaliges. Die Aus​rottungsbestrebungen der deutschen Faschisten richteten sich ebenso gegen Zigeuner und andere kleinere Völker – und auch was die absoluten Zahlen betrifft, so wiegt die Ermordung von 30 Millionen Sowjetbürgern, die ja be​kanntlich für die Deutschen nur „Un​termenschen“ waren, bei weitem schwe​rer. Nicht jedoch für die Mehrheit der Abgeordneten des Deutschen Bundes​tages. Die weigerten sich nämlich aus​drücklich, die neue Gedenkstätte allen Opfern des Faschismus zu widmen, statt nur den Juden. Offensichtlich sind für sie Russen immer noch verachtungswür​dige Untermenschen – und das Wohl​wollen Israels ist mehr wert als das Russlands. Deutlicher konnten diese Politiker nicht klar machen, dass es ihnen nicht um echtes Gedenken, um eine echte „Aufarbeitung der Geschich​te“ geht, sondern ausschließlich darum, sich selbst Absolution zu erteilen und die Schuldfrage damit vom Tisch zu wischen.
T.D.

Kultur:
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Die Frage aller Fragen 

I

n der Politik gibt es einige Frage, die sich die Menschen vor 2000 Jahren schon genauso gestellt haben, wie heute – Fragen, die unabhängig von der Gesellschaftsordnung immer gültig sind, in jeder Ausbeutergesellschaft genauso wie im Kommunismus. Und auch die Antworten auf diese Fragen sind unabhängig von Raum und Zeit immer dieselben – sozusagen ein Zipfel der absoluten Wahrheit.

Welche Fragen und Antworten das sind? Einer der besten politischen Liedermacher, den Deutschland je zu bieten hatte – Rio Reiser – sagt uns in seinem Lied „Wann?“ von seinem 1987 erschienenen Album „Blinder Passagier“, worum es geht.
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Wann?

Du sagst, du willst die Welt nicht ändern,

und ich frag‘ mich, wie machst du das nur.

Du bist doch kein Geist in der Flasche,

und du bist auch kein Loch in der Natur.

Denn nach jedem Schritt, den du gehst

und nach jedem Wort, das du sagst,

und nach jedem Bissen, den du isst,

ist die Welt anders als sie vorher war.

Wann, wenn nicht jetzt?

Wo, wenn nicht hier?

Wie, wenn ohne Liebe?

Wer, wenn nicht wir?
Du sagst, du willst die Welt nicht retten,

das ist dir alles ‘ne Nummer zu groß.

Und die Weltenretter war’n schon so oft da,

nur die meisten verschlimmbessern bloß.

Und doch fragt mich jeder neue Tag,

auf welcher Seite ich steh‘.

Und ich schaff’s einfach nicht, einfach zuzuseh’n,

wie alles den Berg runter geht.




Wann, wenn nicht jetzt?

Wo, wenn nicht hier?

Wie, wenn ohne Liebe?

Wer, wenn nicht wir?
Du sagst, du willst die Welt nicht ändern,

dann tun’s eben and’re für dich.

Und der Wald, in dem du vor Jahren noch gespielt hast,

hat plötzlich ein steinernes Gesicht.

Und die Wiese, auf der du g’rade noch liegst,

ist morgen nur noch Autobahn.

Und wenn du jemals wieder zurück kommst,

fängt alles von vorne an.

Wann, wenn nicht jetzt?

Wo, wenn nicht hier?

Wie, wenn ohne Liebe?

Wer, wenn nicht wir?
Wer angesichts dieses Textes, dieses eindringlichen Appells an die Verant​wortung des Menschen, noch davon spricht, dass es sinnlos sei, sich politisch zu engagieren, weil es ja sowieso nichts nützt, oder weil es Wichtigeres im Leben gibt, der sollte sich im Keller verstecken und sich schämen. Wer unser Manifest gelesen hat, der wird sicherlich feststellen, dass dort einige Text​stellen dem Refrain dieses Liedes sehr ähnlich sind – und das ist kein Zufall. Es gibt Worte, die sagen einfach alles, was es zum Thema zu sagen gibt – und Rio Reisers Worte gehören dazu. Wer danach immer noch nichts begrif​fen hat, dem ist nicht mehr zu helfen.

Unpolitisch war die Musik Rio Reisers nie. Nicht am Beginn seiner Karriere mit der Gruppe „Ton, Steine, Scherben“, die durch ihre anarchistisch-revolutionären Texte Anfang der 70er Jahre in der BRD für Aufsehen sorgte und auch in der DDR eine große Anhän​gerschaft fand, und auch später nicht, als er sich wagte, im Menschsein mehr zu sehen, als nur Poli​tik, und mehr zu machen, als „reine“ Rockmusik. Zuerst bei den Grünen par​teipolitisch enga​giert, wandte er sich Mitte der 90er angewidert von de​ren Verrat an ihren einstigen Idealen von ihnen ab und schloss sich der PDS an. Die, so hoffte er, könnte nach dem völlig berechtigten, aber ebenso schmerzhaften Zusammen​bruch des Realsozialismus die Chance auf einen Neuanfang sein. Dass er auch dort nicht richtig glücklich war, war für ihn kein Grund, sich nicht trotzdem mit aller Kraft für das einzusetzen, an was er glaubte: eine Gesellschaft der Gerechtigkeit.

Als Rio Reiser am 20. August 1996 überraschend starb, verlor Deutschland einen Streiter für die Menschlichkeit und die Zukunft, der sich im Gegensatz zu Sängern wie Heinz Rudolf Kunze nie für den Kommerz vereinnahmen ließ, obwohl er immer im großen Geschäft mitmischte. Ob als Komponist, Texter, Sänger oder Schauspieler – nie hatte er Respekt vor Genregrenzen, nie küm​merte er sich um die Meinungen von engstirnigen Rock- oder Politpuristen – immer machte er engagierte Musik, die die gesamte Breite des menschlichen Seins und Bewusstseins umfasste. Der Verlust des politischen Poeten Rio Reiser wiegt schwer, doch seine Lieder bleiben uns. Es lohnt sich, immer mal wieder hineinzuhören, wenn man mal droht, die Richtung und den Mut zu verlieren. Und gerade deshalb braucht Deutschland seine Lieder – heute mehr denn je.
T.D.

Medien:
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nfang des Jahres wurde der weltgrößte Anbieter von freiem Internetplatz für etwa 4,6 Mrd. US-$ von Yahoo! Inc. aufgekauft, einer der sowohl wachstumsstärksten als auch bekanntesten Internetfirmen. Das war ein Geschäft, das auch für uns eine gewisse Bedeutung hat, denn schließlich werden auch die Internetseiten der Kommunistischen Programmpartei und des „Roten Virus“ von GeoCities ins Internet gebracht.

Wenn Autofirmen oder Banken fusionieren, denkt man sich normaler​weise nicht viel dabei, denn für die Kunden ändern sich dann meist nur ein paar Namen. Das Internet jedoch ist eine Informationsbranche, und wer die Dienste von Internetplatzanbietern wie GeoCities in Anspruch nimmt, der kauft nicht nur irgend​ein beliebiges Produkt, sondern er bringt damit seine eigenen Produkte, geistigen Werte, unter die Leute. Das reicht von Bildern, Musikstücken und Belletristik über Computerprogramme, Kochrezepte und Urlaubstipps bis hin zu wissenschaft​lichen Thesen, Theorien und For​schungsergebnissen. Wer etwas auf einer nichtkommerziellen Seite im Internet veröffentlicht, der will die Grenzen durchbrechen, die unsere von Geld und Macht beherrschte Gesell​schaft der freien Information entgegen​stellt. Das heißt aber nicht, dass man dann damit einverstanden ist, dass sich jeder daran kommerziell bereichert. Gemeinsames Ziel solcher Internetseiten ist die kulturelle Freiheit, nicht aber die Freiheit, sich von jedem ausbeuten zu lassen.

Entsprechend aufmerksam lesen die Betreiber nichtkommerzieller Internet​seiten deshalb auch die Lizenzver​einbarungen der Firmen, deren Internet​platz sie nutzen. Und für eine ganze Menge von GeoCities-Nutzern gab es da nach der Übernahme ihres Dienstleisters durch Yahoo! eine große Überraschung. Als Yahoo! am 28. Juni einseitig und mehr oder weniger nebenbei, ja fast heimlich, eine neue Lizenzvereinbarung herausbrachte, konnte man dort folgen​des lesen: Die Nutzer geben Yahoo! die „… kostenlose, ständige, unwiderruf​liche … Lizenz“, den Inhalt ihrer Inter​netseiten „… zu nutzen, zu verviel​fältigen, zu verändern, anzupassen, zu veröffentlichen, zu übersetzen, davon abgeleitete Produkte zu produzieren, zu verbreiten, vorzuführen und zu zeigen“. Das ist praktisch der volle Satz von Urheberrechten, den sich Yahoo! hier quasi nebenbei aneignen wollte. Man stelle sich vor, die Deutsche Post AG würde von ihren Kunden verlangen, ihr zu erlauben, den Inhalt ihrer Briefe beliebig weiter benutzen und Bücher damit veröffentlichen zu dürfen – wer würde sich das freiwillig bieten lassen?

Die Kunden von GeoCities jedenfalls nahmen das nicht hin und kämpften für ihre Rechte. Quasi über Nacht entstand eine Boykottbewegung. Empörte Nutzer nahmen ihre Seiten aus dem Netz und ersetzten sie durch Protestseiten. Internet-Surfer, die nach Spieletips oder Grafiken suchten, fanden sich so stattdessen plötzlich auf Seiten wieder, die dem Image von Yahoo! wenig zuträglich waren. Das ärgerte natürlich auch Yahoo!‘s Werbekunden, die schließlich viel Geld dafür bezahlen, dass Internet-Surfer gern und häufig bei GeoCities vorbeischauen. Yahoo! muss​te also schnell reagieren. Zuerst versuchte man zu argumentieren und sich herausreden. Die obige Formu​lierung sei ja nur so „gemeint“, dass Yahoo! das Recht erhält, auf anderen Yahoo!-Seiten für die nichtkommer​ziellen Nutzerseiten werben zu dürfen – sei also im Interesse der Nutzer. Das ist natürlich Unsinn, denn eine „ständige, unwiderrufliche“ Lizenz, die also auch nach Entfernung der betroffenen Internetseiten gilt, ist dafür absolut unnötig, wohl aber für den legalen Diebstahl geistigen Eigentums.

Spruch des Monats:

Die Menschen sind in ihren Anlagen alle gleich, nur die Verhältnisse machen den Unterschied.


[Georg Christoph Lichtenberg]

Natürlich sind auch wir für die Freiheit der Information und gegen die Einschränkung des Informationszugangs durch Copyrights, Patente und Ähn​liches. Aber sicher darf die Freiheit der Information nicht als Alibi für Ausbeutung dienen und einseitig zu Lasten der Autoren gehen! Das Internet ist die ideale Basis für freie Infor​mationen, aber diese Freiheit wird durch die zunehmende Kommer​zialisierung leider immer mehr pervertiert. Die Nutzer sahen das auch so und ließen sich nicht mit so einer billigen Erklärung abspeisen. Und dabei ging es ihnen im Gegensatz zu Yahoo! nicht um Geld, sondern um das Recht, dass ihre Produkte unverfälscht bleiben und auch ihren Namen tragen.

Yahoo! reagierte prompt und änderte den Vereinbarungstext dahingehend, dass nun eindeutig klar ist: „Yahoo! beansprucht nicht das Eigentum am Inhalt, den du auf deine Yahoo-GeoCities-Seiten stellst.“ Außerdem wurden die beanspruchten Rechte auf „… den einzigen Zweck, deine Yahoo-GeoCities-Seite auf Yahoo!‘s Internet​besitzungen zu zeigen, zu verbreiten und dafür zu werben …“ eingeschränkt. Yahoo! hatte einen Versuchsballon steigen lassen, um zu sehen, was sich die GeoCities-Nutzer so alles bieten lassen würden und wieviel man bei ihnen abstauben kann. Doch als dieser Ver​suchsballon platzte, waren die Yahoo!-Manager clever genug, sich nicht mit den Nutzern anzu​legen, sondern statt dessen offensiv Image-Pflege zu betreiben. Das nutzt ihnen im Endeffekt mehr, als sich auf einen Streit einzulassen, denn das Internet funktioniert noch immer etwas anders, als die restliche Gesellschaft. Im Gegensatz zum Alltagsleben sind die Mehrheit der Besitzer von Internet-Seiten Menschen, die bewusst an die Öffentlichkeit treten und sich aktiv für ihre Meinungen und geistigen Produkte engagieren. Und bewusste Menschen lassen sich eben erheblich schwerer manipulieren und ausbeuten – ein Punkt für den Kommunismus und sein Grundprinzip der Bewusstheit.

Dieser Erfolg macht Mut, und zwar um so mehr, als sich auch andere Anbieter von freiem Internetplatz für nichtkommerzielle Nutzerseiten ge​zwungen sahen, mit ähnlichen Ver​änderungen ihrer Lizenz​bedingungen zu reagieren, um keine Kunden zu verlieren. Ein Stück Freiheit im „Netz der Netze“ wurde verteidigt, und sogar ausgebaut – und zwar von Menschen über Ländergrenzen und alle politischen, weltanschaulichen und kulturellen Grenzen hinweg – ein gutes Gefühl.
T.D.
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Parteidokumente:

Manifest der Kommunistischen Programmpartei
Teil 6
Kommunismus heißt Kultur, und keine Vermassung mehr!

Kultur macht den Menschen zum Menschen. Es ist das, was nicht sein muss, aber das Leben erst lebenswert macht. Es ist das eigentlich Nutzlose, aber es ist nicht sinnlos, denn es be​friedigt diejenigen unserer Bedürf​nisse, die uns erst einen Sinn im Leben erken​nen lassen. Doch dazu darf Kultur nicht aufgezwungen sein. Sie darf nicht durch Vorschriften eingeengt werden. Wir beschränken uns nicht auf irgendwelche Traditionen, die man uns als unsere nationale Kultur vorschreibt. Nicht, dass wir etwas gegen schöne Traditionen hätten. Aber: das war schon immer so, deshalb hat das auch immer so zu bleiben? Nein, wir lassen uns nicht fesseln. Wir wählen, und zwar nicht nur aus der Kultur der nächsten Nähe, sondern aus der Kultur der ganzen Welt. Wir nutzen den Reichtum der ganzen Menschheitskultur, und wir fügen ihm unsere ganz spezielle Kultur hinzu.

Die kommunistische Gesellschaft lebt davon, dass jeder seine individuelle Kultur entfaltet, zu einem ganz beson​deren Menschen wird. Niemand darf dort in Schemata gepresst werden. Mensch sein heißt, Individualität zu besitzen, und die kommunistische Gesellschaft ist eine Gesellschaft aller Menschen, von allen Menschen getra​gen und für alle Menschen gestaltet. Die kommunistische Gesellschaft ist eine Gesellschaft der bewussten Gemein​schaft, nicht der grauen oder schrillen Masse. Doch niemand sollte das einfach so glauben. Und wer es nicht glaubt, der studiere unsere Theorie der kommu​nistischen Gesellschaft und prüfe, ob sie hält, was wir versprechen.

Kommunismus heißt Solidarität, und kein Kampf mehr!

Wir sind nicht Kommunisten geworden, weil wir besonders käm​pferisch sind. Ganz im Gegenteil, wir haben gründlich die Nase voll vom gesellschaftlichen Kampf jeder gegen jeden. Wir wollen endlich in einer Welt leben, in der wir Hilfe bekommen, wenn wir ein Problem haben, und nicht ein hämisches Grinsen. Wir wollen endlich in einer Welt leben, wo wir Verständnis bekommen, wenn wir Fragen haben, und nicht einen Tritt in den Hintern. Wir wollen endlich in einer Welt leben, wo uns die Wahrheit ins Gesicht gesagt wird, und keine zuckersüßen Lügen. Doch wir wissen, dass wir kämpfen müssen, wenn wir den Kampf endlich los sein wollen. Wenn wir sie haben, die kommunistische Gesellschaft, dann ist das endlich Wirklichkeit, dann ist die Zeit der Tränen vorbei. Doch niemand sollte das einfach so glauben. Und wer es nicht glaubt, der studiere unsere Theorie der kommunistischen Gesell​schaft und prüfe, ob sie hält, was wir versprechen.

Kommunismus heißt Geborgenheit, und keine Angst mehr!

Was nützt es, wenn Verbrecher für ihr Verbrechen bestraft werden, macht es doch das Verbrechen nicht unge​sche​hen? WENN sie bestraft werden - ! Was nützt es, den Einsatz von Massenver​nichtungswaffen durch Drohung mit Massenvernichtungswaffen zu verhin​dern, bleibt doch die Gefahr wie ein dunkler Schatten über unseren Köpfen? WENN er verhindert wird - ! Was nützt es, wenn wir von bewaffneten Söldnern beschützt werden, vor was auch immer, wenn diese Söldner ihre Waffen auch gegen uns richten können und es auch immer wieder tun? WENN sie uns be​schützen - ! Was nützt es, wenn es Vor​schriften, Bestimmungen und Gesetze gibt, die uns eine Vielzahl von Rechten geben, wenn wir diese Regeln nicht überschauen können, von unseren Rechten nie erfahren? WENN wir dadurch echte Rechte bekommen - !

Kommunismus, das bedeutet Sicher​heit, und zwar nicht durch Schutz vor den Gefahren der Gesellschaft, sondern durch Beseitigung dieser Gefahren. Die Strukturen und Mechanismen der kom​munistischen Gesellschaft entziehen der Bedrohung durch Kriminalität, Krieg und Machtmissbrauch die Basis. Niemand braucht mehr Angst um sein Leben haben.

Kommunismus bedeutet Ordnung, und zwar nicht durch Bürokratie, die keine Ordnung, sondern unüberschau​bares Chaos bringt, sondern durch ge​sellschaftliche Verantwortung, durch gemeinschaftliche Organisation. Die Strukturen und Mechanismen der kom​munistischen Gesellschaft lassen es nicht zu, dass jemand seine Rechte nicht wahrnehmen kann, weil er sie nicht kennt. Niemand braucht mehr Angst zu haben, im Chaos der Bürokratie zu versinken.

Die kommunistische Gesellschaft ist eine Gesellschaft, in der sich jeder ge​borgen fühlen kann, in der man aufein​ander vertrauen kann. Echtes Vertrauen heißt nicht blind vertrauen. Echtes Ver​trauen bedeutet zu wissen, dass auch Fehler vorkommen. Gerade weil Kom​munisten das bewusst ist, können sie einander vertrauen, denn sie haben Ver​ständnis füreinander. Echtes Vertrauen bedeutet zu wissen, dass es auch Verrat geben kann. Gerade weil Kommunisten das bewusst ist, können sie einander vertrauen, denn selbst wenn man ent​täuscht wurde, sind da immer noch Menschen, die zu einem stehen. Das ist der Vorteil einer bewusst zusammenge​schlossenen Gemeinschaft. Selbst wenn einer ausfällt, die Gemeinschaft hält. Doch niemand sollte das einfach so glauben. Und wer es nicht glaubt, der studiere unsere Theorie der kommu​nistischen Gesellschaft und prüfe, ob sie hält, was wir versprechen.

 (Wird fortgesetzt. Das gesamte Gründungs​dokument der KPP ist für 2,50 DM in Brief​marken und einen frankierten und adressierten A4-Rückumschlag bei uns erhältlich)

Kleines Lexikon:

Medizin: die bewusste Einwirkung auf interne physische und psychische Struk​turen und Mechanismen von Lebewesen zur Prophylaxe, Diagnose, Therapie und Rehabilitation physischer und psychi​scher Dysfunktionen und Defekte. 

Humanmedizin: Medizin des Men​schen.

Wirkungsprinzip der Medizin der kommunistischen Gesellschaft: Die grundlegende Aufgabe der Medizin in der kommunistischen Gesellschaft ist die maximal erreichbare medizinische Gewährleistung der Gesundheit aller Menschen unter direkter, bewusster Mit​wirkung eines jeden Menschen selbst.

Funktionsprinzip der Medizin der kommunistischen Gesellschaft: Die Gestaltung der Medizin in der kommu​nistischen Gesellschaft erfolgt als für alle Menschen frei zugängliches, alle Bereiche des Lebens durchdringendes System der Einheit gesellschaftlicher medizinischer Einrichtungen und Leis​tungen und individueller eigenverant​wortlicher Mitwirkung, in dem alle Phasen, die Prophylaxe, die Diagnose, die Therapie und die Rehabilitation, so aufeinander abgestimmt sind, dass die Belastung der Menschen durch die Medizin ihrem Nutzen gegenüber mini​miert wird.

Sie können unsere Zeitung auch frei Haus erhalten!
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Bibliothek der KPP


Bücher zur Ausleihe:


Klassiker des Kommunismus


Fantasy: Death Gate Cycle (dt.)


SF: Planet der Habenichtse (eng., bald auch dt.), The Player of Games (eng.), DDR-SF


Gesetzestexte der BRD


Wir brauchen noch:


Lenin - Werke (Bd. 16, 20, 27, 28, 31, 32, 34, ab 37)


Marx-Engels-Werke (alle)


Jede kommunistische Belletristik


¡Lesen macht schlau!


¡Lesen macht Freude!








HTML-Programmierung


– Grafik & Design –


Sie wollen privat oder geschäftlich im Internet präsent sein und wissen nicht wie?


Wir gestalten und pflegen für Sie Homepages und helfen bei der Plazierung im Netz.


Science & Fantasy, Merseburg,


( 03461/217380
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